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Landkreis Stendal
Der Landrat

Öffentliche Bekanntmachung

der unteren Forstbehörde des Landkreises Stendal gemäß § 3 a des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) über das Unterbleiben einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (Erstaufforstung in der Gemarkung Berkau, Landkreis Stendal)

Bei der unteren Forstbehörde des Landkreises Stendal wurde die Erteilung einer Genehmi-
gung nach § 9 Waldgesetz des Landes Sachsen-Anhalt zur Erstaufforstung des Grundstücks 
in der

Gemarkung: 	Berkau
Flur: 	 3
Flurstück: 	 93 / 1

beantragt.

Die Größe der zur Erstaufforstung vorgesehenen Fläche beträgt 2,0655 ha.

Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 2 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung im Land Sachsen-Anhalt (UVPG LSA) i. V. m § 3c UVPG hat erge-
ben, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG LSA für das o.g. Vorhaben 
nicht erforderlich ist, da von der Erstaufforstung keine erheblichen und / oder nachteiligen 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht selbstständig anfechtbar ist.

Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen, können bei der zuständigen Ge-
nehmigungsbehörde, dem Landkreis Stendal, Hospitalstr. 1-2 in 39576 Hansestadt Stendal 
eingesehen werden.

Stendal, 03. August 2011

			 

In Vertretung
Annemarie Theil

Altmark Oase 
Sport- und Freizeitbad Stendal GmbH

Bekanntmachung

Die Gesellschafterversammlung der Altmark Oase – Sport- und Freizeitbad Stendal GmbH 
hat in ihrer Sitzung am 25. Juli 2011 beschlossen, den zum 31. Dezember 2010 aufgestell-
tenund von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft TRION Treuhandgesellschaft mbH aus 
Buchholz i.d. Nordheide geprüften und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
versehenden Jahresabschluss und Lagebericht festzustellen.

Die Gesellschafterversammlung hat weiterhin beschlossen, den ausgewiesenen Jahresfehlbe-
trag von - 574.946,25 Euro aus der Kapitalrücklage zu entnehmen und der Geschäftsführung 
für das Geschäftsjahr 2010 Entlastung zu erteilen.

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2010 sowie der Lagebericht für das Geschäftsjahr 
2010 werden aufgrund der Vorschriften der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt 

für die Dauer von 7 Tagen ab Veröffentlichung in den Geschäftsräumen der Stadt Stendal, 
Am Markt 1, Servicepunkt öffentlich ausgelegt.

Stendal, den 11. August 2011

Marcus Schreiber
Geschäftsführer
Altmark Oase
Sport- und Freizeitbad Stendal GmbH

Hansestadt Stendal

Bekanntmachung 
zur Erteilung einer Übermittlungssperre

Nach § 34 Abs. 4 des Meldegesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (MG LSA) vom 11. August 
2004 (GVBL. LSA Nr. 45/2004 vom 18.08.2004) in der zur Zeit gültigen Fassung kann jede 
Einwohnerin, jeder Einwohner in nachstehenden Fällen ohne Angabe von Gründen der Er-
teilung einer Gruppenauskunft über ihre/seine Daten widersprechen.

1. an Träger von Wahlvorschlägen (Parteien, Wählergruppen und Einzelbewerber) aus An-
lass von Wahlen: (Daten: Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften), 

2. an Träger von verfassungsrechtlich vorgesehenen Initiativen, Begehren und Entscheidun-
gen des Volkes: (Daten: Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften),

3. an Presse und Rundfunk sowie an Mitglieder parlamentarischer und kommunaler  Vertre-
tungskörperschaften über Alters- und Ehejubiläen: (Daten: Vor- und Familiennamen, Dok-
torgrad, Anschriften sowie zusätzlich Tag und Art des Jubiläums),  

4. an Adressbuchverlage: (Daten: Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften von 
Einwohner/innen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben),

5. an das Bundesamt für Wehrverwaltung im Rahmen des neuen freiwilligen Wehrdienstes 
gemäß § 18 Abs. 7 MRRG: (Daten: Vor- und Familiennamen, Anschriften von Einwohnern/
innen deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden).

6.  an öffentlich – rechtliche Religionsgesellschaften  gemäß § 30 Abs.2 MG LSA: (Daten: 
Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften )   

Personen, die mit einer oder sämtlichen der vorgenannten Auskünfte nicht einverstanden 
sind, können dies in dem Einwohnermeldeamt der Hansestadt Stendal, Markt 14/15 schrift-
lich oder mündlich zur Niederschrift mitteilen. Einwohner/innen, die bereits in den Vorjah-
ren eine derartige Erklärung abgegeben haben, brauchen diese nicht erneuern. Diese Erklä-
rung ist gebührenfrei.   

Klaus Schmotz 
Oberbürgermeister  



VerbGem Elbe-Havel-Land

Satzung

über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 a KAG LSA (wiederkehrende Beiträge) 

für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Wust - Fischbeck OT Wust

Aufgrund der §§ 4, 6 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt vom 5. 
Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568), in der zuletzt geänderten Fassung, dem Kommunalabga-
bengesetz für das Land Sachsen-Anhalt (KAG LSA) vom 13. 12. 1996 (GVBl. LSA S. 405), 
in der zuletzt geänderten Fassung, dem Verbandsgemeindegesetz vom 14.02.2008 (GVBL 
LSA S. 40,41) geändert durch Artikel 9 des 2. Gesetzes zur Fortentwicklung des Kommunal-
verfassungsrechtes vom 26.05.2009 (GVBl. S. 238, 255) und dem Gebietsänderungsvertrag 
Neubildung einer Mitgliedsgemeinde einer Verbandsgemeinde aus den Gemeinden Wust 
und Fischbeck (Elbe) vom 17.06.2009 GÄV § 8 (1) Abs. 2 hat der Gemeinderat der Ge-
meinde Wust-Fischbeck in seiner Sitzung am 09.08.2011 folgende Satzung für den OT Wust 
beschlossen:

§ 1
Wiederkehrende Beiträge für Verkehrsanlagen

Zur Deckung ihres Aufwandes für die erforderliche Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, 
Verbesserung und Erneuerung von Verkehrsanlagen (Straßen, Wege, Plätze sowie selbst-
ständige Grünanlagen und Parkeinrichtungen) erhebt die Gemeinde Wust-Fischbeck für den 
OT Wust – sofern Erschließungsbeiträge nach den §§ 127 ff. BauGB nicht erhoben werden 
können – nach Maßgabe dieser Satzung wiederkehrende Beiträge.

§ 2
Abrechnungseinheiten

Die innerhalb der Ortslage Wust gelegenen Verkehrsanlagen werden zu einer Abrechnungs-
einheit zusammengefasst, wie sie sich aus dem dieser Satzung als Anlage beigefügten Plan 
ergibt.

Zur Abrechnungseinheit Wust gehören folgende Verkehrsanlagen: Alte Straße, Am Park, 
Am Park Teil 1 -2, Breite Straße OD K 1029, Breite Straße Teil 1-5, Fontaneweg, Friedens-
straße, Gartenstraße Teil 1-2, Rathenower Straße
 

§ 3
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes

Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten:

1. für den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenkosten) der für die 
Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Verkehrsanlagen benötigten 
Grundflächen; dazu gehört auch der Wert der von der Gemeinde hierfür aus ihrem Vermögen 
bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung

2. für die Freilegung der Fläche 

3. für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahr-
bahn mit Unterbau und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen ein-
schließlich der Anschlüsse an andere Straßen sowie Aufwendungen und Ersatzleistungen 
wegen Veränderung des Straßenniveaus. 

4. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von Wegen, 
Plätzen und Fußgängerzonen in entsprechender Anwendung von Nr. 3

5. für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von 
a) Randsteinen und Schrammborden
b) Rad- und Gehwegen
c) Trenn-,  Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen
d) niveaugleichen Mischflächen
e) Beleuchtungseinrichtungen
f ) Rinnen und andere Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung der öffentlichen Ver-
kehrsanlagen
g) Böschungen, Schutz- und Stützmauern
h) Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen) und Grünanlagen soweit 
sie Bestand-teil der öffentlichen Anlagen sind

6. für die Herstellung, Anschaffung Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von selbst-
ständigen Grünanlagen und Parkeinrichtungen

7. der Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung

8. die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines durch eine beitragsfähige Maßnahme bewirkten 
Eingriffs in Natur und Landschaft zu erbringen sind. 
             

§ 4
Gemeindeanteil

(1) Der Anteil der Gemeinde Wust-Fischbeck am beitragsfähigen Aufwand beträgt: 37,19 v. H. 

(2) Zuschüsse Dritter werden, soweit es sich dabei um Zuschüsse des Landes Sachsen-An-
halt bzw. um solche privater Zuschussgeber handelt und der Zuschussgeber nichts anderes 
bestimmt hat, je hälftig auf den von den Beitragspflichtigen nach Abs. 1 und auf den von der 
Gemeinde nach Abs. 2 zu tragenden Anteil am beitragsfähigen Aufwand angerechnet. Ande-
re öffentliche Zuschüsse, insbesondere solche aus Bundesmitteln, sind zunächst ausschließ-
lich auf den Gemeindeanteil anzurechnen, sofern der Zuschussgeber nicht ausdrücklich eine 
andere Verwendung vorsieht. Sofern der der Gemeinde anzurechnende Zuschussbetrag im 
Falle des Satzes 1 die Höhe des von ihr zu tragenden Anteils übersteigt, ist der Restbetrag zu 
Gunsten der Beitragspflichtigen anzurechnen; im Fall des Satzes 2 gilt dies nur dann, wenn 
der Zuschussgeber dies zulässt.  

§5
Verteilung des umlagefähigen Ausbauaufwandes

(1) Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke verteilt, die die Möglichkeit 

einer Zufahrt oder eines Zuganges zu den in der Abrechnungseinheit zusammengefassten 
Verkehrsanlagen haben (berücksichtigungsfähige Grundstücke). Die Verteilung des Auf-
wandes auf diese Grundstücke erfolgt im Verhältnis der Nutzungsflächen, die sich für diese 
Grundstücke aus der Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücksfläche mit dem nach den 
§§ 6 und 7 maßgeblichen Nutzungsfaktor ergeben.

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grundstücks im bürger-
lich-rechtlichen Sinn. Ist ein vermessenes und im Grundbuch eingetragenes bürgerlich-recht-
liches Grundstück nicht vorhanden, so gilt die von dem Beitragspflichtigen zusammenhän-
gend genutzte Fläche als Grundstück. Der Beitragspflichtige ist in diesem Fall verpflichtet, 
die Grundstücksgröße nachprüfbar, insbesondere durch amtliche Dokumen-te, nachzuwei-
sen. 

Soweit Flächen berücksichtigungsfähiger Grundstücke baulich oder gewerblich nutzbar sind, 
richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 6. Für die übrigen Flächen – ein-
schließlich der im Außenbereich liegenden Teilflächen jenseits einer Bebauungsplangrenze, 
einer Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB – rich-
tet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 7.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken,

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der Rest-
fläche innerhalb eines im Zusammenhand bebauten Ortsteiles liegen, die Gesamtfläche des 
Grundstücks;

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, die Fläche 
im Bereich des Bebauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstücken, die 
über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Flächen im Satzungsbereich;

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht,

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) 
liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks,

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im Au-
ßenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der Verkehrsanlage und einer Linie, 
die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft,

5. die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder gewerb-
lich genutzt sind, die Fläche zwischen der Verkehrsanlage und einer Linie hierzu, die in 
dem gleichmäßigen Abstand verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen 
Nutzung entspricht.

(4) Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die 

1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. 
Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,
	
oder
	
2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender 
Festsetzung in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (landwirtschaftliche 
Nutzung),

ist die Gesamtfläche des Grundstücks bzw. die Fläche des Grundstücks zugrunde zu legen, 
die von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird.

§ 6
Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die bau-
lich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. 
Dabei gelten als Vollgeschosse alle Geschosse, deren Deckenoberfläche im Mittel mehr 
als 1,60 über die Geländeoberfläche hinausragt und sie über mindestens zwei Drittel ih-
rer Grundfläche eine lichte Höhe von mindestens 2,30 haben. Zwischendecken oder Zwi-
schenböden, die unbegehbare Hohlräume von einem Geschoss abtrennen, bleiben bei der 
Anwendung des Satzes 2 unberücksichtigt. Kirchengebäude werden stets als eingeschossige 
Gebäude behandelt. Besteht im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerks in ihm 
kein Vollgeschoss im Sinne der Landesbauordnung, so werden bei gewerblich oder industri-
ell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich 
genutzten Grundstücken je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als ein 
Vollgeschoss gerechnet.
	
(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erhöht sich je weiteres Voll-
geschoss um 0,25.
	
(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt – jeweils bezogen auf die in § 5 Abs. 3 bestimmten Flä-
chen – bei Grundstücken,

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (§ 5 Abs. 3 Nr. 
1 und Nr. 2),
	
a) die im Bebauungsplan festgesetzte, höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse

b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen An-
lagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten im Sinne des § 11 Abs. 3 
BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die durch 2,5 geteilte höchstzuläs-
sige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen gerundet,

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen 
Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzuläs-
sige Baumassenzahl auf ganze Zahlen aufgerundet,
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d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze oder eine Tiefgaragenanlage errichtet werden dür-
fen, die Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene,

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl 
von einem Vollgeschoss

f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von 
zwei Vollgeschossen,

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 a) bzw. d) – f) oder die Höhe der bauli-
chen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1b) bzw. c) überschritten wird, die tatsäch-
lich vorhandenen Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach der tatsächlich vorhandenen 
Bebauung ergebnen berechnungswerte nach Nr. 1b) bzw. c),

3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils liegen (§ 5 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie 

a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse

b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Voll-
geschosse.

(4) Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende Nutzungsfaktor wird verviel-
facht mit

1. 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder 
durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3,  § 4 und § 4 a BauNVO), Dorf-
gebietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes ( § 6 BauNVO) oder ohne ausdrückliche Ge-
bietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes überwiegend gewerblich oder über-
wiegend in einer der gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z.B. Verwaltungs-, Schul-, 
Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe) genutzt wird;

2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder 
durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8 
BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebietes (§11 BauNVO) liegt.

§ 7
Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung

(1) Für die Flächen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, die 

1. 	 aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht 
	 baulich oder gewerblich sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind 
	 (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder  
	 innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden	 0,5
			 
2.	 im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Fest-
	 setzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind 
	 (z.B. landwirtschaftliche Nutzung), wenn	
	 a) sie ohne Bebauung sind, bei	
	 aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen		 0,0167
	 bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland		  0,0333
	 cc) gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau)			  1,0
	
	 b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbarer 
	 Weise genutzt werden (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, 
	 Dauerkleingärten, Campingplätze ohne Bebauung)		  0,5
			 
	 c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder Neben-
	 gebäude (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine Teilfläche, die sich 
	 rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grund-
	 flächenzahl 0,2 ergibt, 				    1,0
	 mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich 
	 vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt a),  		
			 
	 d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, für eine 
	 Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten 
	 geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt,
	 mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich 
	 vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt b),		  1,0
			 
	 e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die sich 
	 rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grund-
	 flächenzahl 0,2 ergibt,				    1,5
	 mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere tatsächlich 
	 vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt a),		
			 
	 f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach 
	 § 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die von der Satzung erfassten Teilflächen 	
	 aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbebetrieben dienen,	 1,5
	 mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere tatsächlich 
	 vorhandene Vollgeschoss,	
	 bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung mit Zuschlägen von 
	 je 0,25 für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss,	 1,0
	
für die Restfläche gilt a).	

(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 6 Abs. 1.

§ 8
Beitragssatz

Der Beitragssatz wird in einer gesonderten Satzung festgelegt.

§ 9
Entstehung, Veranlagung und Fälligkeit des Beitragsanspruchs

(1) Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr. 

(2) Der Beitrag wird zu dem im Bescheid angegebenen Zahlungstermin, frühestens jedoch 
einen Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 10
Vorausleistungen, Ablösung des Ausbaubeitrages

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Gemeinde Vorausleistungen für 
wiederkehrende Beiträge erhoben werden. 

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das laufende 
Jahr bemessen.

(3) Die Ablösung wiederkehrender Beiträge kann jederzeit für einen Zeitraum von bis zu 
zehn Jahren vereinbart werden. Der Ablösung wird unter Berücksichtigung der zu erwarten-
den Kostenentwicklung die abgezinste voraussichtliche Beitragsschuld zugrunde gelegt. Ein 
Rechtsanspruch für die gezahlte Vorausleistung kann nicht abgeleitet werden. 

§ 11
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Betragbescheides Eigentü-
mer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle 
des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Ist das Grundstück mit einem ding-
lichen Nutzungsrecht nach Art. 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buch belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Inhaber dieses Rechts beitragspflichtig.

(2) Für Grundstücke und Gebäude, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes einge-
tragen sind, tritt an die Stelle des Eigentümers der Verfügungsberechtigte i. S. von § 8 Abs. 
1 des Vermögenszuordnungsgeset-zes.

(3) Mehrere Beitragspflichtig haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum 
sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsan-
teil beitragspflichtig.

(4) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, bei Bestehen eines Erbbaurechts 
auf diesem und im Falle von Abs. 1 S. 3 Halbsatz 2 auf dem Wohnungs- oder Teileigentum.

§ 12
Auskunftspflicht

Die Beitragspflichtigen sind verpflichtet, der Gemeinde alle zur Ermittlung der Beitrags-
grundlage erforderlichen Auskünfte zu erteilen, auf Verlangen geeignete Unterlagen vor-
zulegen und jeden Eigentumswechsel, jede Veränderung der Grundstücksgröße bzw. der 
Anzahl der Vollgeschoss sowie jede Nutzungsänderung anzuzeigen.

§ 13
Billigkeitsregelungen

(1) Ausgehend von einer Durchschnittsgröße der nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend 
Wohnzwecken dienenden Grundstücke im Gemeindegebiet mit 2.083 m² gelten derartige 
Wohngrundstücke als i.S. von § 6 c Abs. 2 Satz 1 KAG-LSA übergroß, wenn die nach § 5 
Abs. 3 oder Abs. 4 Nr. 2 zu berechnenden Vorteilsflächen die vorgenannte Durchschnitts-
größe um 30 v. H. (Begrenzungsfläche) oder mehr überschreitet. Derartige in diesem Sinne 
übergroße Wohngrundstücke, werden in Größe der Begrenzungsfläche in vollem Umfang, 
hinsichtlich der die Begrenzungsfläche bis um 50 v.H. übersteigenden Vorteilsfläche zu 50 
v.H. und wegen einer darüber hinausgehenden Vorteilsfläche zu 25 v.H. des sich nach §§ 6 
bis 8 zu berechnenden Straßenbaubeitrages herangezogen.

(2) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet wer-
den, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten 
würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung 
nach Lage des Einzelfalles unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden. 

§ 14
Übergangsregelungen

(1) Sind vor oder nach dem In-Kraft-Treten dieser Satzung für die in dem Abrechnungsgebiet 
liegenden Grundstücke Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch, Kosten der erstma-
ligen Herstellung auf Grund öffentlich-rechtlicher Verträge, insbesondere Erschließungsver-
träge, sonstige städtebauliche Verträge oder auf Grund eines Vorhaben- und Erschließungs-
planes oder Beiträge nach § 6 KAG LSA entstanden, so bleiben diese Grundstücke bei der 
Ermittlung des wiederkehrenden Beiträge so lange beitragsfrei, bis die Gesamtsumme der 
wiederkehrenden Beiträge aus den einzelnen Jahresbeträgen bei Veranlagungen zum wie-
derkehrenden Beitrag den Beitrag des entstandenen einmaligen Beitrags überschritten hätte, 
längstens jedoch auf die Dauer von 20 Jahren seit der Entstehung des einmaligen Beitrages.

(2) Stellt die Gemeinde von Wiederkehrenden (§ 6a KAG LSA) auf einmalige Beiträge (§ 6 
KAG LSA) um, sind vor der Umstellung geleistete wiederkehrende Beiträge auf den näch-
sten Straßenausbaubeitrag anzurechnen.

§ 15 
Anlage

Übersichtsplan Abrechnungseinheit Wust

§16
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat-
zung vom 09.03.2004 bekannt gemacht am 31.03.2004, außer Kraft.

Wust-Fischbeck, den 09.08. 2011

L a d w i g
Bürgermeister
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Karte zur Satzung:

				  
VerbGem Seehausen (Altmark)	 		
		

Haushaltssatzung 
und Bekanntmachung der Haushaltssatzung

der Gemeinde Altmärkische Wische  für das Haushaltsjahr 2011

Auf der Grundlage des § 92 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt vom 
05.10.1993 (GVBl.LSA S. 568), in der jeweils gültigen Fassung, hat der Gemeinderat Alt-
märkische Wische in der Sitzung  am 29.04.2011 folgende Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2011 beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011 wird

im Verwaltungshaushalt
die Einnahmen auf	   729.300 Euro
die Ausgaben auf	   880.600 Euro
  
im Vermögenshaushalt
die Einnahmen auf	   136.400 Euro
die Ausgaben auf 	   136.400 Euro

festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2011 zur rechtzeitigen Lei-
stung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 350.000 Euro festge-
setzt.

§ 5
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind für das Haushaltsjahr 2011 wie folgt 
festgesetzt:

1. Grundsteuer
a) für Land- und forstwirtschaftliche Betriebe
(Grundsteuer A)		  200 v.H.

b) für die Grundstücke
(Grundsteuer B)		  300 v.H.

2.  Gewerbesteuer		  300 v.H.

Altmärkische Wische, den 29.04.2011		

					   
                             		                                                                    
                    

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2011 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.
    
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.

Die Bestätigung der Kommunalaufsichtsbehörde des Landkreises über die Anzeige der 
Haushaltssatzung 2011 der Gemeinde Altmärkische Wische erfolgte mit Schreiben vom 
28.07.2011.

Der Haushaltsplan liegt gemäß § 155 i. V. m. § 94 Abs. 3 Satz 1 Gemeindeordnung für das 
Land Sachsen-Anhalt
                                     vom     25.08.2011        bis      08.09.2011       

zur Einsichtnahme in der Kämmerei der Verbandsgemeinde Seehausen (Altmark), Große 
Brüderstraße 1, 39615 Seehausen(Altmark) während der Sprechzeiten öffentlich aus.

Altmärkische Wische, den 04.08.2011                           
              

                                                                        

Kreiskirchenamt Stendal

Anlage vom 06.05.2011 zur Gebührensatzung

Gebührentarif
gemäss § 2 der Friedhofsgebührensatzung

der Evang. Kirchengemeinde Hohengöhren vom 16.01.2007

Tarif-	 Gebührentatbestand	 Gebühren 
stelle		  (Euro)

I.	 Erwerb eines Nutzungsrechts an Wahlgrabstätten und Urnenwahl-
	 grabstätten für die Dauer von 25 Jahren
	 gemäss § 14 der Friedhofssatzung vom 16.01.2007	
1.	 für eine Grabstelle	 120,00
2.	 für jede weitere Grabstelle	 120,00
3.	 für eine Urnenwahlgrabstelle	 90,00
4.	 für die Beisetzung einer Urne in einer schon belegten   
	 Erdgrabstelle	 50,00

II.	 Für die Verlängerung des Nutzungsrechts nach § 14 der Friedhofs-
	 satzung vom 16.01.2007  je Grabstelle und angefangenem Jahr	
1.	 bei Wahlgrabstätten (für eine Grabstelle)	 4,80
2.	 bei Urnenwahlgrabstätten	 3,60

III.	 Friedhofsunterhaltungsgebühr	
1.	 Friedhofsunterhaltungsgebühr je Grab und angefangenem Jahr 
	 (incl. Wasser und Kosten für Prüfung der Standsicherheit der 
	 Grabmale)
	 Die Erhebung erfolgt jeweils für einen 3-Jahreszeitraum im Voraus 	 7,00

IV.	 Sonstige Gebühren, Sonder- und Nebenleistungen	
1.	 Für die Überlassung der Friedhofssatzung	 1,50
2.	 Für die Überlassung der Friedhofsgebührensatzung	 0,50
3.	 Für das Ausstellen von Zweitausfertigungen von Bescheinigungen 	 1,00
4.	 Gebühr zur Erhebung der Friedhofsunterhaltungsgebühr
	 jeweils alle 3 Jahre im Voraus, pro Grabstelle und Jahr	 2,00
5.	 Verwaltungsgebühr im Bestattungsfalle	 10,00
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